Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 13 Ausgegeben Danzig, den 15. Mai 1929 


Inhalt. Geſetz zur Aenderung des Geſetzes über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter (S. 79). — Bekanntmachung 
der neuen Faſſung des Geſetzes über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter (S. 80). 


25 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
zur Anderung des Geſetzes über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter. 
Vom 30. 4. 1929. 


Das Geſetz über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter vom 6. Oktober 1925 (Geſ. Bl. S. 271) 
wird wie folgt abgeändert: 
1 A Statt „26. Auguſt 1924“ muß es in $ 3 heißen: „8. November 1928 (Geſ. Bl. S. 365)“. 
2. $ 7 Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 

Die Hauptfürſorgeſtelle kann Perſonen, die um wenigitens 50 vom Hundert in ihrer 
Erwerbsfähigkeit beſchränkt und nicht bereits nach § 3 geſchützt find (Schwererwerbsbe— 
ſchränkte) ſowie Kriegs- und Unfallbeſchädigte, deren Erwerbsminderung weniger als 50, 
aber wenigſtens 30 vom Hundert beträgt (Minderbeſchädigte) und die um ihrer Be— 
ſchädigung willen ohne Hilfe dieſes Geſetzes einen Arbeitsplatz nicht finden können, dieſen 
Schutz zuerkennen, wenn dadurch die Unterbringung von Schwerbeſchädigten (8 3) nicht 
gefährdet wird. 

3. Als $ Za iſt hinter $ 8 einzuſetzen: 

In allen Betrieben, in denen nach dem Geſetz eine Vertretung det Arbeitnehmer zu 
errichten iſt, hat ſie ſich um die Durchführung dieſes Geſetzes zu bemühen. 

Sofern in einem Betriebe wenigſtens 5 ſchwerbeſchädigte Arbeitnehmer nicht nur 
vorübergehend beſchäftigt ſind, haben ſie für dieſe Aufgabe auf die Dauer eines Jahres 
einen Vertrauensmann zu beſtellen, der tunlichſt ein Schwerbeſchädigter ſein ſoll. Der 
Arbeitgeber hat einen Beauftragten zu beſtellen, der mit dem Vertrauensmann der Arbeit⸗ 
nehmer im Intereſſe der Schwerbeſchädigten zuſammenzuwirken hat. Beide Perſonen ſind 
von dem Arbeitgeber der Hauptfürſorgeſtelle zu benennen. Sie dienen ihr als Vertrauens⸗ 
leute für dieſen Betrieb. 

Der Vertrauensmann verwaltet ſein Amt unentgeltlich als Ehrenamt. 

Notwendige Verſäumnis von Arbeitszeit darf eine Minderung der Entlohnung oder 
Gehaltszahlung nicht zur Folge haben. Vertragsbeſtimmungen, die dieſer Vorſchrift zu⸗ 
widerlaufen, ſind nichtig. 

Die durch die Geſchäftsführung des Vorkranenstinnnes entſtehenden notwendigen Koſten 
trägt der Arbeitgeber. Sofern mit dem Arbeitgeber nichts anderes vereinbart wird, 
ſtehen die Räume und Geſchäftsbedürfniſſe, die der Arbeitgeber der Betriebsvertretung 
für ihre Sitzungen, Sprechſtunden und laufende Geſchäftsführung zur Verfügung geſtellt 


hat, auch dem Vertrauensmann der Schwerbeſchädigten für die gleichen Zwecke zur Ver- 


fügung. 

Das Amt des Vertrauensmannes erliſcht, wenn er es niederlegt, aus dem Urbeits- 
verhältnis ausſcheidet oder die bürgerlichen Ehrenrechte oder die Fähigkeit, Mentee 
Amter zu bekleiden, verliert. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 23. 5. 1929.) 


Ausgabe A. 
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Auf. Antrag des Arbeitgebers oder von mindeſtens einem Viertel der ſchwerbe⸗ 
ſchädigten Arbeitnehmer des Betriebes kann der Schwerbeſchädigten-Ausſchuß (8 17) 
das Erlöſchen des Amtes eines Vertrauensmannes wegen gröblicher Verletzung ſeiner geſetz— 
lichen Pflichten beſchließen. 

4. Der letzte Satz des $ 9 fällt weg. 
5. Im $ 11 iſt für das Wort „darf“ im Abſatz 1 das Wort „ſoll“ zu ſetzen und das Wort „gleich- 
falls“ zu ſtreichen. 


Danzig, den 30. April 1929. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. . 
Dr. Sahm. Dr. Wiercinsti. 


26 Bekanntmachung 
der neuen Faſſung des Geſetzes über die Beſchäftigung Shwerbeihäbigter, 
Vom 30. 4. 1929, 


Unter Berückſichtigung der Abänderungen auf Grund des $ 100 des Arbeits gertts⸗Geſetzes 
vom 28. 12. 1928 (Geſ. Bl. 1929 S. 5 ff.) und der vorſtehenden Abänderungen wird das Geſetz 
über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter vom 26. 10. 1925 (Geſ. Bl. S. 271 ff.) in dem jetzt gelten⸗ 
den Wortlaut neu bekanntgegeben. 


Danzig, den 30. April 1929. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Gehl. Dr. Wiercinski. 


Geſetz 
über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter. 
3 Ss 1. 
Alle Arbeitgeber in der Freien Stadt Danzig find verpflichtet, Arbeitsplätze in lihren Betrieben 
nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften mit Schwerbeſchädigten zu beſetzen. Mehrere Betriebe des— 
ſelben Arbeitgebers, die ſich innerhalb des Freiſtaatgebietes befinden, gelten als ein Betrieb. 


82. 

Arbeitgeber hee Sinne dieſes Geſetzes ſind auch die Körperſchaften, Stiftungen und Anſtalten 
des öffentlichen Rechts, Arbeitsplätze auch die Beamtenſtellen. Die beſonderen Vorſchriften und Grund— 
ſätze über die Beſetzung der Beamtenſtellen, insbeſondere über Vorbildung, Reihenfolge und Wartezeit 
der Anwärter für Beamtenſtellen und über die Beförderung, Verſetzung und Entlaſſung der Beamten 
werden durch dieſes Geſetz nicht berührt, find aber fo zu handhaben, daß jie die Einſtellung Schwer- 
beſchädigter erleichtern. 

8 3. 

Schwerbeſchädigte im Sinne dieſes Geſetzes ſind alle Perſonen Danziger Staatsangehörigteit, 
die infolge einer Dienſtbeſchädigung oder eines Unfalles oder beider Ereigniſſe um wenigſtens 50 v. H. 
in ihrer Erwerbsfähigkeit beſchränkt ſind und auf Grund des Verſorgungsgeſetzes in der Faſſung vom 
8. November 1928 (Geſ. Bl. S. 365) und der anderen Militärverſorgungsgeſetze oder auf Grund 
der reichsgeſetzlichen Unfallverſicherung, des Unfallfürſorgegeſetzes vom 8. Juli 1901 (Reichsgeſetzbl. S. 211) 
oder entſprechender im Gebiete der Freien Stadt geltender preußiſcher Vorſchriften, eine Rente oder 
Penſion beziehen. 

Schwerbeſchädigte ſind ferner Blinde, deren Erblindung nicht auf Dienſtbeſchädigung oder Be- 
ide beruht. 

8 4. 

Ein Arbeitgeber, der über 20 bis einſchließlich 40 Arbeitsplätze verfügt, muß wenigſtens einen 
Schwerbeſchädigten, auf weitere je 40 Arbeitsplätze einen weiteren Schwerbeſchädigten beſchäftigen. Un- 
gefangene 40 Arbeitsplätze werden dabei vollen 40 gleichgerechnet. 

Verfügt eine öffentlich⸗rechtliche Körperſchaft über weniger als 20 Arbeitsplätze, jo kann auf 
Antrag der Hauptfürſorgeſtelle der Senat beſtimmen, daß ein Arbeitsplatz für Schwerbeſchädigte vor⸗ 
zubehalten iſt, wenn dieſer Platz ſich für Schwerbeſchädigte eignet und die Einſtellung 5 den Ar⸗ 
beitgeber keine ee Härte bedeutet. 


81 
§ 5. 

Die Hauptfürſorgeſtelle kann einzelne private Arbeitgeber, die nicht über 80 ſtändig beſetzte 
Arbeitsplätze verfügen, von den Verpflichtungen, die ihnen durch dieſes Geſetz oder den auf ihm be- 
ruhenden Anordnungen des Senats auferlegt ſind, ganz oder zum Teil befreien, wenn es nach der 
beſonderen Lage des Falles erforderlich iſt. Die Befreiung kann an Bedingungen geknüpft werden, 
die der Förderung der Schwerbeſchädigtenfürſorge dienen. Die Hauptfürſorgeſtelle kann ferner all⸗ 
gemein oder im einzelnen Falle aus beſonderen Gründen beſtimmen, daß nur vorübergehend beſetzte 
Arbeitsplätze, ſowie einzelne Arten von Lehrſtellen und einzelne Arten von Stellen der Hausgewerbe- 
treibenden (Heimarbeiter) nicht als Arbeitsplätze mitzuzählen ſind. 

Die Hauptfürſorgeſtelle kann auch nach Anhörung des Schwerbeſchädigtenausſchuſſes anordnen, 
daß beſtimmte Arten von Arbeitsplätzen, die vorzugsweiſe für Schwerbeſchädigte geeignet ſind, auch durch 
Schwerbeſchädigte zu beſetzen ſind. 

Werden Arbeitsplätze frei, die nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes für Schwerbeſchädigte frei 
zu halten ſind, ſo hat ſie der Arbeitgeber unbeſchadet ſonſt vorgeſchriebener Anzeigepflichten binnen drei 
Tagen der Hauptfürſorgeſtelle anzuzeigen. Er darf Jie erſt beſetzen, wenn die Hauptfürſorgeſtelle ihm 
binnen 6 Tagen nach Eingang der Anzeige bei der Hauptfürſorgeſtelle keinen geeigneten Schwerbeſchä— 
digten genannt hat. 

8 6. | 

Die Hauptfürſorgeſtelle kann einen privaten Arbeitgeber, der nicht die vorgeſchriebene Anzahl 
von Schwerbeſchädigten eingeſtellt hat, eine angemeſſene Friſt zur Nachholung mit der Erklärung 
beſtimmen, daß ſie Hag fruchtloſem Ablauf der Friſt ſelbſt die einzuſtellenden Schwerbeſchädigten bee 
zeichnen werde. 

Hat der Arbeitgeber innerhalb der Friſt die Schwerbeſchädigten nicht eingeſtellt, ſo beſtimmt die 
Hauptfürſorgeſtelle die Schwerbeſchädigten und den Zeitpunkt, zu dem ſie einzuſtellen ſind. Mit Zu⸗ 
ſtellung dieſes Entſcheides gilt zwiſchen dem Arbeitgeber und dem Schwerbeſchädigten ein Arbeitsvertrag 
als abgeſchloſſen. Seinen Inhalt beſtimmt die Hauptfürſorgeſtelle, ſoweit nicht die Beſtimmungen eines 
Tarifvertrages oder Betriebsvereinbarungen maßgebend ſind. Die Hauptfürſorgeſtelle hat ſich dabei 
nach den geltenden Tarifverträgen, Betriebsvereinbarungen oder Arbeitsordnungen und ſoweit ſolche 
nicht beſtehen, nach Arbeitsverträgen zu richten, die ſonſt üblicherweiſe mit Schwerbeſchädigten abge⸗ 
ſchloſſen werden. 

a Soweit es ſich um Körperſchaften, Eriffüngen: oder Anſtalten des öffentlichen Rechts handelt 
liegt die Durchführung des Geſetzes den Trägern der Dienſtaufſicht im Benehmen mit der Hauptfür⸗ 
ſorgeſtelle ob. Gegen die Entſcheidung der Träger der eh kann die e die 
Entſcheidung des Senats anrufen. 
Ss 7. 

Die Hauptfürſorgeſtelle kann Perſonen, die um wenigſtens 50 vom Bünder in ihrer ns 
fähigkeit beſchränkt und nicht bereits nad § 3 geſchützt find (Schwererwerbsbeſchränkte) ſowie Kriegs- 
und Unfallbeſchädigte, deren Erwerbsminderung weniger als 50, aber wenigſtens 30 vom Hundert 
beträgt (Minderbeſchädigte) und die um ihrer Beſchädigung willen ohne Hilfe dieſes Geſetzes einen 
Arbeitsplatz nicht finden können, dieſen Schutz zuerkennen, wenn dadurch die Unterbringung von 
Schwerbeſchädigten ($ 3) nicht gefährdet wird. 

8 8. 

Der Arbeitgeber iſt verpflichtet, der Hauptfürſorgeſtelle die Auskünfte zu erteilen, die im Inter- 
eſſe der Unterbringung der Schwerbeſchädigten notwendig find und Einſicht in die Lohn- und Gehalts- 
liſten zu gewähren. Die für die Hauptfürſorgeſtelle tätigen Perſonen ſind zur Geheimhaltung der Ge— 
ſchäfts⸗ und Betriebsverhältniſſe verpflichtet, die bei dieſer Gelegenheit zu ihrer Kenntnis gelangen. Die 
Strafbeſtimmung des $ 145 a der Reichsgewerbeordnung gilt entſprechend. 


§ 8a, 2 

In allen Betrieben, in denen nach dem Geſetz eine Vertretung der Arbeitnehmer zu errichten ijt, - 
hat ſie ſich um die Durchführung dieſes Geſetzes zu bemühen. 

Sofern in einem Betriebe wenigſtens 5 ſchwerbeſchädigte Arbeitnehmer nicht nur vorübergehend 
beſchäftigt ſind, haben ſie für dieſe Aufgabe auf die Dauer eines Jahres einen Vertrauensmann 
zu beſtellen, der tunlichſt ein Schwerbeſchädigter ſein ſoll. Der Arbeitgeber hat einen Beauftragten 
zu beſtellen, der mit dem Vertrauensmann der Arbeitnehmer im Intereſſe der Schwerbeſchädigten zu⸗ 
ſammenzuwirken hat. Beide Perſonen ſind von dem Arbeitgeber der ee zu benennen. 
Sie dienen ihr als Vertrauensleute für dieſen Betrieb. 5 


Der Vertrauensmann verwaltet fein Amt unentgeltlich als Ehrenamt. 

Notwendige Verſäumnis von Arbeitszeit darf eine Minderung der Entlohnung oder Gehalts— 
zahlung nicht zur Folge haben. Vertragsbeſtimmunungen, die dieſer Vorſchrift zuwiderlaufen, ſind 
nichtig. 

Die durch die Geſchäftsführung des Vertrauensmannes entſtehenden notwendigen Koſten trägt der Ar— 
beitgeber. Sofern mit dem Arbeitgeber nichts anderes vereinbart wird, ſtehen die Räume und Geſchäfts⸗ 
bedürfniſſe, die der Arbeitgeber der Betriebsvertretung für ihre Sitzungen, Sprechſtunden und lau— 
fende Geſchäftsführung zur Verfügung geſtellt hat, auch dem Vertrauensmann der Schwerbeſchädigten 
für die gleichen Zwecke zur Verfügung. 

Das Amt des Vertrauensmannes erliſcht, wenn er es niederlegt, aus dem Arbeitsverhältnis aus- 
ſcheidet oder die bürgerlichen Ehrenrechte oder die Fähigkeit, öffentliche Amter zu bekleiden, verliert. 

Auf Antrag des Arbeitgebers oder von mindeſtens einem Viertel der ſchwerbeſchädigten Arbeit— 
nehmer des Betriebes kann der Schwerbeſchädigten-Ausſchuß ($ 17) das Erlöſchen des Amtes eines 
Vertrauensmannes wegen gröblicher Verletzung ſeiner geſetzlichen Pflichten beſchließen. 


89. 

Schwerbeſchädigte erhalten die gleiche Bezahlung wie geſunde Mitarbeiter. Können ſich die 

Parteien über die Höhe des Lohnes nicht einigen, ſo entſcheidet die Hauptfürſorgeſtelle. 
Ss 10, 

Schwerbeſchädigte dürfen nur nach Anhörung der beſtehenden Arbeiter- und Angeſtelltenausſchüſſe 
und nur unter Innehaltung einer vierwöchentlichen Kündigungsfriſt entlaſſen werden, ſofern ſie nicht 
nach Geſetz oder Vertrag auf eine längere Kündigungsfriſt Anſpruch haben . Die Kündigung iſt erſt 
wirkſam, wenn die Hauptfürſorgeſtelle ihr zugeſtimmt hat. 

Die Zuſtimmung iſt bei der Hauptfürſorgeſtelle ſchriftlich zu beantragen; die Kündigungsfriſt 
läuft erſt von dem Tage des Eingangs des Antrages bei der Hauptfürſorgeſtelle. Wird der Haupt— 
fürſorgeſtelle der Antrag zugeſtellt, ſo gilt mit Ablauf des 10. Tages nach der Zuſtellung die Zu— 
ſtimmung als erteilt, falls fie nicht vorher verweigert wird. Die Zuſtellung wird durch eine Empfangs- 
beſcheinigung der Hauptfürſorgeſtelle erſetzt. 

Die geſetzlichen Beſtimmungen über die friſtloſe Kündigung werden nicht berührt. Wenn es ſich 
um eine Krankheit handelt, die eine Folge der Kriegsdienſtbeſchädigung iſt, muß die Zuſtimmung der 
Hauptfürſorgeſtelle eingeholt werden. 

Schwerbeſchädigte, denen lediglich aus Anlaß eines Streiks oder einer Ausſperrung friſtlos 
gekündigt worden iſt, ſind nach Beendigung des Streiks oder der Ausſperrung wieder einzuſtellen. 

Die Beſtimmungen des Abſatzes 1 und 2 finden nicht Anwendung auf Schwerbeſchädigte, die 
Vorſtandsmitglieder und geſetzliche Vertreter von juriſtiſchen . Geſchäftsführer, Prokuriſten 
oder Generalbevollmächtigte ſind. 

Das Freiwerden eines durch einen Schwerbeſchädigten beſetzten Arbeitsplatzes ijt der Haupt⸗ 
fürſorgeſtelle unverzüglich anzuzeigen, ſoweit nicht nach Abſatz 1 ihre Zuſtimmung zur Kündigung er— 
forderlich iſt. 

8 11. 

Die Zuſtimmung zur Kündigung (oll von der Hauptfürſorgeſtelle nicht verſagt werden, wenn 
der Arbeitgeber, der feine Einſtellungspflicht nach Mindeſtzahl und Art (SS 4, 5 und 6) erfüllt hat, auf 
den frei werdenden Arbeitsplatz im Einvernehmen mit der Hauptfürſorgeſtelle einen anderen Schwer— 
beſchädigten einſtellt, der in ähnlichem Umfang wie der bisherige erwerbsbeſchränkt iſt. | 

Die Zuſtimmung darf nicht verſagt werden, wenn der Betrieb eines Arbeitgebers nicht nur 
vorübergehend vollſtändig eingeſtellt oder weſentlich eingeſchränkt wird und zwiſchen dem Tage der 
Kündigung und dem Tage, bis zu dem Gehalt oder Lohn weitergezahlt wird, mindeſtens drei Monate 
liegen. 

Den Betrieben ſtehen ſelbſtändige Betriebsabteilungen gleich. 


8 12. 

Die Zuſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle iſt nicht erforderlich, wenn ein Schwerbeſchädigter von 
einem Arbeitgeber, der ſeine Einſtellung nach Mindeſtzahl und Art (SS 4 und 5) erfüllt hat, ausdrücklich 
nur zur vorübergehenden Aushilfe, für einen vorübergehenden Zweck oder verſuchsweiſe angenommen 
wird, es ſei denn, daß das Arbeitsverhältnis über drei Monate hinaus fortgeſetzt wird. Eine e 
Einſtellung iſt der Hauptfürſorgeſtelle unverzüglich anzuzeigen. 


Jie Ad 
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Mahe 

Ein privater Arbeitgeber, der vorſätzlich oder grob fahrläſſig gegen die Vorſchriften dieſes Gee 
ſetzes verſtößt, iſt von dem Schöffengericht auf Antrag der Hauptfürſorgeſtelle für jeden einzelnen 
Fall des Verſtoßes mit einer Buße bis 300 G, im Wiederholungsfalle bis 3000 G zu belegen. 
Die Buße fließt der Hauptfürſorgeſtelle für Zwecke der Schwerbeſchädigtenfürſorge zu. 

Für das Verfahren gelten die Vorſchriften der Strafprozeßordnung entſprechend. Der Antrag 
der Hauptfürſorgeſtelle iſt bei dem Amtsanwalte zu ſtellen; er kann zurückgenommen werden. Die 
Buße kann durch ſchriftlichen Strafbefehl des Amtsgerichts ohne vorgängige Verhandlung feſtgeſetzt 
werden, wenn der Amtsanwalt ſchriftlich darauf anträgt. 

§ 14. 

Wenn ein Schwerbeſchädigter ohne berechtigten Grund einen Arbeitsplatz zurückweiſt oder ver- 
läßt, oder wenn er ſonſt durch ſein Verhalten die Durchführung des Geſetzes ſchuldhaft vereitelt, kann 
ihm die Hauptfürſorgeſtelle die Vorteile des Geſetzes zeitweilig verſagen. Der Schwerbeſchädigte muß 
vor der Entſcheidung gehört werden. In dieſer muß die Friſt beſtimmt werden, für die ſie gilt. Die 
Friſt läuft vom Tage des Entſcheides an und darf nicht mehr als ſechs Monate betragen. Die Ent⸗ 
ſcheidung iſt dem Schwerbeſchädigten mitzuteilen. 

SD 

Die Hauptfürſorgeſtelle ijt ermächtigt, Beſchädigte, für die eine Rente noch nicht feſtgeſetzt ijt, 
bis zur Feſtſetzung ihrer Rente den Schwerbeſchädigten gleichzuſtellen, wenn beſtimmt anzunehmen iſt, 
daß ihre Erwerbsbeſchränkung auf 50 v. H. oder mehr bemeſſen werden wird. 

Schwerbeſchädigte ($ 3), deren Rente bei erneuter Feſtſetzung auf weniger als 50. v. H. herab⸗ 
geſetzt wird, genießen noch für ein Jahr von der Rechtskraft der neuen Entſcheidung an den Schutz 
dieſes Geſetzes. 

S 16. 

Gegen Anordnungen und Entſcheidungen, die die Hauptfürſorgeſtelle auf Grund der Vorſchriften 
dieſes Geſetzes trifft, kann binnen einer Woche nach deren Zuſtellung Beſchwerde bei dem Schwer— 
beſchädigtenausſchuß (S 17) erhoben werden; dieſer entſcheidet endgültig. Die Beſchwerde hat mit Aus⸗ 
nahme des im 8 6 vorgeſehenen Falles keine aufſchiebende Wirkung, es jet denn, daß der Schwer- 
beſchädigtenausſchuß es auf Antrag ausdrücklich anordnet. 

8 17. 

Bei der Hauptfürſorgeſtelle it ein Schwerbeſchädigtenausſchuß zu bilden, der aus einem un- 
parteiiſchen Vorſitzenden, zwei Arbeitgebern und zwei Schwerbeſchädigten beſteht. Von den ſchwer— 
beſchädigten Arbeitnehmern ſoll je einer kriegsbeſchädigt und einer unfallbeſchädigt ſein, der Arbeitgeber 
muß der Unfallgenoſſenſchaft angehören. Als unparteiiſcher Vorſitzender ijt der Vorſitzende des Schlich⸗ 
tungsausſchuſſes zu beſtellen, an den Sitzungen des Schwerbeſchädigtenausſchuſſes nimmt je ein Ber- 
treter der Hauptfürſorgeſtelle und ein Vertreter der Gewerbeaufſicht mit beratender Stimme teil. Der 
Ausſchuß iſt beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden mindeſtens je ein Schwerbeſchädigter und ein 
Arbeitgeber vertreten iſt. i 

Die Mitglieder aus den Kreiſen der ſchwerbeſchädigten Arbeitnehmer und der Arbeitgeber werden 
aus den Vorſchlägen der betreffenden Berufsorganiſation vom Senat beſtimmt. Der Vertreter der 
Hauptfürſorgeſtelle wird von dieſer, der Vertreter der Gewerbeaufſicht vom Senat ernannt. 

Die Beſtellung und Ernennung gilt jeweils auf zwei Jahre. Für jedes Mitglied iſt ein Stell⸗ 
vertreter zu beſtimmen. f ; 

S 18. 

Der Senat wird ermächtigt, den in 8 4 beſtimmten Bruchteil der Arbeitsplätze bei weſentlicher 
Veränderung der Lage auf dem Arbeitsmarkte nach Anhörung des Schwerbeſchädigtenausſchuſſes und 
im Benehmen mit den Arbeitsnachweiſen und der Gewerbeaufſicht anderweitig feſtzuſetzen. Er kann 
ſeine Anordnungen auf einzelne Berufsgruppen beſchränken, einzelne Berufsgruppen ausſchließen und 
den Bruchteil für verſchiedene Berufsgruppen verſchieden bemeſſen. 

8 19. 
Der Senat iſt ermächtigt, Beſtimmungen zur Ausführung des Geſetzes zu erlaſſen. 


2e Druckfehlerberichtigung 
Im Geſetzblatt 1928 Nr. 32 iſt auf Seite 350 unter „Beſoldungsgruppe A 4%, Uberleitung“ 
hinter den Worten „von 82 G monatlich“ das Komma zu ſtreichen. 
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Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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